
Bundessozialgericht

éä.:i- 9. 3.Y‚'.590/.75.

I m N a m e n d e s V o l k e s

Verkündet am
U r.t e l 1

29„ Januar 1974 in dem Rechtsstreit

Amtsinspektor
Schriftführer

Kläger und Revisionskläger,

Prozeßbevollmächtigte;
. ............................. ‘)

Beklagter und Revisionsbeklagter.

Der 9° Senat des Bundessoziälgerichts hat auf die
mündliche Verhandlung vom 29„ Januar 1974 durch

Vorsitzende Richterin Dr„ S c h w a r z ,
Richter

Dr° B a r e s e l und Richter Dr° w u l f h o r s t

sowie die ehrenamtlichen Richter Dr„ L e h n
und Dr„‚ G e n e n g e r
für Recht erkannt:

Das Urteil des Hessischen Landessozialgerichts vom

4. April 1975 wird aufgehoben°

Die_Sache wird zur neuen Verhandlung und Entscheidung

an das Landessozialgericht zurückverwiesen°
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Der 1907 geborene Kläger‚ der in der Tschechoslowakei lebt,

_beantragte im November 4969 Versorgung nach dem Bundesveré
sorgungsgesetz (BVG) wegen Neurasuxu■e und Pseud01eurasthenie

fals Folgen eines Nervenzusammenbruchs und gab dazu an, er

sei von Januar'49äo bis Juni 1942 Soldat in der deutschen

Wehrmacht gewesen, ab Nitte_F8bruar 4940 an der'Westfront,

ab 10° Mai 4940 am Westfeldzug und ab 29° hugust 1944 am'

' Vormarsch durch Litauen, Lettland und Rußland beteiligt.

nach einer Bescheinigung der Ärztin Dr° P von der

Bezirksanstalt für Nationale Gesundheit in Troppau vom‘
27, Februar 4970 erlitt der Kläger, der an arteriosklero—

tischer Pseudoneurasüenig praemorbider sensitiver Persön—

lichkeit und depressiv—neurotiScher Symtomatologie leidet,

im 2° Weltkrieg einen Nervenzusammenbruch und ist seitdem '

in Nervenbehandlung. Nach vorliegenden Lazarettmeldungen

kam er am 20° Dezember 4944 wegen "nervöser BeschWerden”

-von der Truppe ins Lazarett und wurde wiederholt zur Be?

pbachtung verlegt mit den Diagnosen "nervöse BeschWerden,

Psy€hopathie“ und "Psychopathie?“; unter dem 15. April‚"

1942 ist vermerkt "W„ U. Heer, Entl„ Stel„5/VIII Oppeln".

Der Facharzt für Neurologie und E3ychiatrie Obermedizinal—

rat a.D. R. nahmin einer "aktenmäßigen Äußerung" keine
Schädigungsfolgen für Persönlichkeitsveränderungen auf
nicht—organischer Basis an; die KrankheitsbezeiChnungen
des Lazarettes wiesen nicht auf Schädigungsfolgen hin;

wahrscheinlich habe sich — vielleicht unter Kriegsein—-

drücken —bei einer ”sensitive■" PerSönlichkeit eine Néurose
entwickelt, die nicht auf Kosten des Versorgungsweséns zu
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behandeln sei. In einem Prifv0rmerk schlug Dr. U
eine Beurteilung durch einen versierten NerVenfacharzt

vor. Das Versorgungsamt (VersorgA) Fulda lehnte Versor—
gungsleistungeh ab, weil die Leiden des Klägers nicht im

Zusammenhang mit schädigenden Einwirkungen des Wehrdienstes

ständen (Bescheid vom 50. November 1970). Der Kläger

wandte sich mit seinem Widerspruch dagegen, das das

VersorgA die Ursache seiner Krankheit nicht einsehen wolle.
Er sei gesund zur Wehrmacht eingezogen werden, habe aber

nach dem Nervenzusammenbruch bei einer Minderung der Er—

werbsfihigkeit (MdB) von 50 v.H. nur als Kompaniefriseur
bis zur Entlassung arbeiten können; die Einflüsse nach dem

Krieg hätten seinen Zustand gesteigert. Der Widerspruch

blieb erfolglos (Bescheid vom 26. Februar 4971). Hit der

Klage führte der Kläger seine Gesundheitsstörungen auf den

Er ntdienst zurück. Nachdem er ihretwegen aus dem Wehr—

dienst entlassen werden sei, habe er wegen der Beschwerden

als selbständiger Friseur viele Kunden verloren° Ohne Sach—

aufklärung wies das Sozialgericht (SG) Frankfurt am Main

die Klage ab (Urteil vom 28. März 4972). Der Kläger trug
zur Begründung seiner Bemiung vor: Er sei mit “Ersatz—

reserve l" gemustert werden und sei im strengen Winter

durch ständige Angriffe krank geworden; im Einsatz habe

er einen NerVenschock erlitten. Bei der Entl—ssung habe

ihm der Arzt gesagt, in seiner Familie sei keiner geistes—

krank und es komme "von der Front". Infolge der ständigen

Bombenangriffe in der Heimat habe sich sein Leiden ver—

schlechtert. Alarm, Geschrei, Donnern usw° hätten so auf

ihn gewirkt, daß er nicht habe arbeiten können und seine

Rente durch die Krankheit gemindert sei. Wegen der Be—

schwerden (Müdigkeit, Söhlaf— und Verdauungsbeschwerden‚

Angstgefühl, Neigung zur Selbsttötung usw.) sei er seit

1945 von Dr. H nach Anweisungen v)n Spezialärzten

wie Dr. 1 ua. behandelt werden.
._4_
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In einer vom Kläger eingereichten Bescheinigung vom
7„ September 1972 berichtete Dr„ H „der Kläger

sei durch ihn von 1946 bis 4954, anschließend durchf

Dr° P wegen eines schweren neurasthenischen“
Syndroms mit schwerer Depression behandelt werden;

dieser Zustand stehe in Verbindung mit dem deutschen

Militärdienst, wie-der Kläger angegeben habe, und wie

durch Dr° D und andere Nervenfachärzte bestätigt

werdensei„ DasLandessozialgericht(LSG)hat die Be—
rufung zurückgewiesen—(Urteil vom 4„ April 1975): Der

'Beklagte habe eine Versorgung nach 5■64 Abs° 2 BVG nicht
ermessensfehlerhaft abgelehnt; denn das geltend gemachte
Nervenleiden sei nicht wahrscheinlich durch schädigende

‘Einwirkungen des Wehrdienstes verursaCht wordeno Dafür

reiche die ärztliche Bescheinigung vom 27° Februar 4970

nicht aus; in ihr werde eine Verursachung der Gesundheits—

störungen durch den Wehrdienst nicht angenommen„ Die Neu—

rose‚ die sich beim Kläger unter Kriegseinüirkungen entwickelt

habe, sei nach Dr„ P. Beurteilung nicht als Schädi—

gungsfolge aufzufassen„ Nervöse, neurotische und psyCho—

pathische Störungen seien grundsätzlich anlagebedingt;

die von der Norm abweichende Persönlichkeitsstruktur sei

gegenüber den Einflüssen des Wehrdienstes die überragende
'Bedingung„ Dies gelte um so mehr, als der Kläger kein aus—

lösendes schädigendes Ereignis
— außer dem "summarischen"

Hinweis auf den Kriegseihsatz
— und keine organische Schä—

digung als Ursache des Nervenleidens habe angeben können.

Gegen einen Zusammenhang mit dem Kriegsdienst spreche auch

die Tatsache, daß er nach der Entla38ung keine Beschädig—

tenrente erhalten habe; damals sei eine_Wehrdiénstbeschä—

digung nicht angenommen worden° — Das mit Einschreiben ab—

ggessndte Urteil ist dem“Kläéér laut Rückschein am 18„ Mai

4975—ausgehändigt worden, ‚'

...5...'
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Der erkennende Senat hat dem Kläger auf seinen Antrag vom
15. Juni 1975 durch den am 29. Oktober 1975 angestellten

Beschluß das Armenrecht bewilligt. Die ihm zugeordnete
Prozeßbevollmächtigte hat am 14, November 1973 Revision

eingelegt. Die Revision rügt als wesentliche Verfahrens—

mängel eine Verletzung der 55 105 und 128 Sozialgerichts—
gesetz (SGG) sowie eine Gesetzesverletzung nach 9 162

Abs. 1 Nr° 5 SGG durch das LSG. Entgegen den Feststellungen

im angefochtenen Urteil sei eine psychopatische Erkrankung

nach den vorliegenden Lazarettmeldungen nicht erwiesen. Das

LSG habe auch als Berufungsbegründung fälschlich wieder—

gegeben, der Kläger habe bloß vorgetragen, er habe sich sein

Nervenleiden anläßlich des Wehrdienstes zugezogen. Viel—

mehr habe er das Leiden ursächlich auf den Krieg zurück—

geführt und dazu ärztliche Zeugen benannt, Der Sachverhalt

sei auch nicht hinreichend aufgeklärt werden. In Dr.R

Aktengutachten sei eine falsche Diagnose für die Kriegs—

zeit und kein Kausalzusammenhang zwischen Krieg und jetzi—

gem Nervenlciden angenommen werden, weil sich eine Neurose

aufgrund der Kriegseindrücke bei der sensitiven Persön—

lichkeit entwickelt habe. Der juristischen Schlußfolge—

rung, daß kein Versorgungsanspruch bestehe, habe das LSG

nicht folgen dürfen; sie habe dem Arzt nicht zugestanden.l

Das Berufungsgericht hätte ohne eine medizinische Grund—

lage nicht feststellen dürfen, daß keine Schädigungsfolgen
beständen. Dem Kläger sei unter Verletzung des % 105 SGG

keine einzige Frage zur Sachaufklärung gestellt worden,
obwohl sich in seinem Vorbringen dafür Anhaltspunkte ge—

boten hätten° Er habe angegeben, daß ihm auf dem Vormarsch

im Osten ständige Angriffe und Frost mit Temperaturen von
470 bis 520 zugesetzt hätten und daß ihm bei der Entlassung

zwei Kameraden hätten helfen müssen" In Verbindung damit
könne sein Bericht, er könne keinen Sturm und kein Donnern

und kein Geschrei vertragen, für einen Zusammenhang zwischen

Einwirkungen des allgemein als besonders streng bekannten

_ 6 _
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_Winters 1941/42 und seiner Krankheit spreChen„ Ob diese Er—
'lebnisse auf ihn schockartig gewirkt hätten, hätte durch
Befragen des Klägers, seiner Angehörigen und seiner Ärzte

aufgeklärt werden müssen° Solche Erlebnisse hätten auf

den Kläger besonders einwirken können, weiler seinen Friseur—

beruf auch im Winter in warmen Räumen ausgeübt habe° Auch,

die behandelnden Ärzte, die der Kläger angegeben_habe,_

hätten befragt werden müssen° Entsprechend Dr„_w‚

_Anregung wäre ein Versierter Nervenfacharzt mit der Bégut—_I

achtung zu beauftragen gewesen° Dadurch hätten sich Era;

gen, die an die tschechischen Ärzte zu richten seien, er—%
geben können„ Das LSG Habe sich auch nicht darum bemüht,
‚Möglichkeiten einer Begutachtung in der TschecholeWakei

ausfindig zu machen„Schließlichh'abe das werden Käusal—
begriff im Sinne des % 162 Abs, ’i‘Nr° } SGG nicht richtig

verstanden; es habe nervöse nnd neurotische Beschwerden giunde‘

sätzlich Von der Anerkennung als Schädigungefolgeh ausgef*

s"chlossen° Eine solche Entscheidung werde im vorliegenden

‘Fall nicht durch ärztliche Gutachten gedeckt Allein der‘

Umstand, daß deerläger eine sensitive Persönlichkeit sei,

rechtfertige nach der Rechtsprechung des Bundessozialge—

richts (BSG) nicht die Beurteilung, daß das Kriegserleonis
keine wesentliche Bedingung sei Außerdem habe das LSG ver—_

kannt„daß auch nicht organi sehe Störungen Schädigungsfol—'

gen sein könnten; — Der Kläger hat weitere Angaben über

'seine Fronteinsätze, über Bombeneinwirkungen nach seiner

Entlassung und über seinen Volksstu rmdienst gegen Kriegs

ende gemacht und eine är2tliché Bescheinigung vom 18 Ok—

tober1975 eingereicht;

Der Kläger beantragt,

unter
Aufhebung

des Urteils des_ Hes eigenen
,

Landess021alger10hts vom 4 April 4975, des
Urteils des Soz1algerichts Frankfurt am Mainf

vom 28 Marz 4972 sowie der 38°ChGla8 vom
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50. November 1970 und 26“ Februar 1971 dem

Antrag auf Versorgung nach dem BVG zu ent—

sprechen,

hilsweise,

die Sache zur andérweitigen Verhandlung und

Entscheidung an die Vorinstanz zurückzu—

verweisen„

Der Beklagte hat sich nicht zur Suche geäußert,

III

Die Revision des Klägers ist form— und fristgerecht einge—

legt und begründet werden (5% 164, 166 SGG)aEiner Wieder—
einsetzung in den vorigen Stand nach 5 67 SGG bedarf es

nicht; denn die Zustellung des angefochtenen Urteils, die

öffentlich statt durch Einschreiben hätte vorgenommen wer—

den müssen (@@14 und 15 Verwaltungszustellungsgesetz

— VwZG —; Urteil des erkennenden Senats in SozR Nr„ 1 zu

€ 14 VwZGund seither ständige Rechtsprechung), hat die

Fristen des 3 164 Abs„ 1 Satz 1 SGGnicht in Lauf gesetzt
(5 64 SGG). Die Revision ist auch statthaft, weil jeden—
falls eine der Verfahrensrügen durchgreift und weil das

LSG bei der Beurteilung des ursächlichen Zusammenhanges

einer Gesundheitsstörung mit einer Schädigung im Sinne des

BVG das Gesetz verletzt hat (5 162'Abs° 1 Nr‚2 und 5 SGG;

BSG 1, 150)„ Das Rechtsmittel ist insoweit erfolgreich,

als der Rechtsstreit unter Aufhebung des angefochtenen

Urteils an das LSG zurückzuverweisen ist°

Zutreffend rügt die Revision eine Verletzung der durch

5 105 SGG begründeten Sachaufklärungpflicht sowie der nach

5 128 Abs° 1 Satz 1 SGG gebotenen Pflicht, die Überzeugung

aus dem Gesamtergebnis des Verfahrens zu gewinnen und über

_ g _
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medizinische Sachfragen bei fehlender eigener Sachkunde der

Richter nic■äohne hinreichende ärztliche Beweismittel zu

entscheiden (BSG SozR Nr„ 55 zu
9 405 SGG)„ Aus_der Fülle

der Verfehrensrügen lassen folgende zusammenhängende Rügen
erkennen, daß jegliche Tatsachéngrundläge für die Entschei—

üdung über Schädigungsfolgen im Sinne des 5 4 Abs° 4 und 5'
Satz 4 BVG als Voraussetzung für eine Teilversorgung nach
5 64 Abs; 2 BVG im angefochtenen Urteil fehlt°

In erster Linie müßte der Kläger als Soldat durch eine

Zmilitärische Dienstverrichtung oder durch die dem Wehr»
dienst eigentümlichen Verhältnisse — ein Unfall ist hier

außer Betracht — in seiner Gesundheit in solcher Weise

geschädigt werden sein, daß dadurch wahrscheinlich die

jetzt vorhandenen Schäden, derentwegen er Versorgung be—

gehrt, verursacht werden sind. Entgegen den Feststellungen

des LSGhat der Kläger im Laufe des Verwaltungs— und'desi
Gerichtsverfahrens wiederholt seine Leiden-ursächlich auf
den Wehrdienst zurückgeführt und verschiedene einzelne

Einwirkungen angegeben, die einen "Nervenschock" oderv

”NervenzusammenbruCh" Ende 4944 während seines Front—

dienstes in Rußland herbeigeführt haben sollen und die“

einem der genannten Tatbestände des 5 4 Abs. 4 BVG zuzu—
rechnen sein könnten‚ In diesem Zusammenhang hat er

“ständige Angriffe" und den besonders strengen—Hinter

erwähnt„ Allein diese nicht nur ”summarischen" Angaben

in Verbindung mit der allgemein bekannten, notfalls durch

„Auskünfte zu bestätigenden Tatsache, daß die deutschen
Truppen im Winter 4944/42 in Rußland bei unzureichender

Bekleidung und außerordentlicher Kälte in der—Regel un—

geuöhnlichen Belastungen ausgesetzt waren, hätten es dem

LSG aufdrängen müSsen, den Kläger über weitere Einzel—

heiten zu befragen (@ 405 iVm 5-406 Abs° 4 SGG; vgll sucht
5 442 Abs„‚2 Satz 2 SGG und BSG SozR Nr; 56 zu'54428 SGS),

„
9»;
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Saehgemäße, Zielgeriehtete Fragen hätte„ein erfahrener

Facharzt für Neurologie und Psychiatrie dem Gericht vor—

schlagen oder direkt an den Kläger richten können° Zu

dieser Aufklärung hätte sich das LSG um so eher gedrängt

fühlen müssen, als tschechische Nervenfaehärzte, die den
Kläger untersucht haben sollen, anscheinend einen ursäch—

lichen Zusammenhang zwischen seinen jetzigen Störungen und

dem Kriegsdienst angenommen haben; das hat das LSG ver—
kannt (BSG 4, 112, 114)„ Es hat allein die Bescheinigung

vom 27„ Februar 1970 in dem Sinn ausgewertet, daß in ihr

kein derartiger ursächlicher Zusammenhang bejaht werde‚

hat aber den auf fachärztlichen Beurteilungen beruhenden

Bericht des früher behendelden Arztes Dr„ H vom 7„Sep—

tember 1972 entweder nicht richtig verstanden oder völlig

unbeschtet gelassen; in diesem wird eine anscheinend als

ursächlich verstandene "Verbindung" bekundet„ lm „weifels—

fall hätte das LSG den Arzt befragen müssen, wie diese

Formulierung zu verstehen ist. Als Voraussetzung-Jür eine

zuverlässige Beurteilung der Krankheitsursache durch einen

faehärztliehen Sachverständigen hätten auch die behandeln—

den Ärzte nach genauen Befunden befragt werden müssen„
Über einen ursächlichen Zusammenhang des geltend gemachten

Nervenleidens mit schädigenden Einwirkungen im Sinne des

% 1 BVG kann nicht entschieden werden, wenn nicht bekannt

ist, welcher Krankheitszustend durch die mitgeteilten Krank—

heitsbezeiehnungen beschrieben wird, Dabei hätten typisch

altersbedingte Störungen von denjenigen, die seit 1906 be—

handelt wurden und seitder Entlassung aus dem Wehrdienst

bestehen, untereehieden werden müssen° Dr„ R Stel—

lungnahme für die Versorgungsverwaltung, die an sich nicht

schlechthin als prozessusles Beweismittel ungeeignet sein

müßte (BSG SOZR Nr. 66 zu 5 128 SGG)‚ hat nach ihrem In—

halt keinen Bewoiswert für die Beurteilung des ursüchlichen

Zusammenhanges (BSG 7; 192); denn sie geht für die Zeit

_ 40 _
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des Lazerettaufenthaltes und für die Nachkriegszeit ledig—
lich von Krenkheitsbezeichnungen aus, unterstellt unzu—

treffend eine Psychopathie für die Wehrdienstzeit als
‘ gesichert, während die Meldung des Reservelazarettes Netz

mit einem Fragezeichnen versehen ist, setzt kritiklos

eine "Psychopathie" „Imit einer "Neurose" gleich (vgl„ da—
'zu_Witter, Neue Juristische Wochenschrift 4964, 1166) und

enthältleine erschöpfende Vorgeschichte° Schon Dr,U

hat die Beurteilung durch Dr° B als unzulänglich'an—

ge3ehen und eine Begutachtung durch einen “versierten”

NerVenfacharzt vorgeschlagen° Ob Dr„_R im Rahmen seiner

fachlichen Zuständigkeit die medizinischen Vorausset2ungen
‚für die Anerkennung einer Schädigungsfolge bejeht und le—

dig1ich aus rechtlichen Gründen einen Versorgungsanspruch

Verneint hat, wie die Revision meint, kann angesichts der

Unzulänglichkeit dieses Beweismittéls dahingestellt blei—

ben„ Das Lou hat bei dieser unvollständigen Sachaufklä—

rung im Ergebnis auch nicht nach_Béweielaetgrundsützen

(BSG 6, 70; 30, 424, 122) zum Nachteil des Klägers.ent—

scheiden dürfen; es hat vielmehr alle naheligenden Auf—
klärungsmöglichkeiten erschöpfen müssen (vgl° das von
der Revision zitierte Urteil des erkennenden Senats vom

6, Juli 1972—9’RV20/72 - undSozRNr„ 1 zu @ä445
Evo ar),

Diese Verfahrensrügen sind auch erfolgreich; denn mög—
licherweise hätte das LSGbei Vermeidungdieser Verfah—
rensfehler zugunsten des Klägers entschieden°

Außerdem hat das LSG bei der Beurteilung des ursächlichen
Zusammenhanges im Sinnh des 5 462 Abs° 4 Nr. 5 SGGdas

_ qq _
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"Gesetz", d.h. die im Recht der Kriegsopferversorgung

geltende Kausalitätsnorm der wesentlichen Bedingung

(BSG 4, 268; 7, 288, 290 f), verletzt„.Auch wehrdienst—
bedingte Einwirkungen, die keine organische Schädigung

verursacht haben, können entgegen der Ansicht des Be—

'ruiungggerights als wesentliche Bedingung eines Krank—

heitszustandeß‚ der als Schädigungsfolgc nach 5 1 BVG

anerkannt werden kann, in Betracht kommen (BSG 49, 275).

Ob das LSG zusätzlich die Persönlichkeitsstruktur des

Klägers bei der Abwägung nach der Kausalitätsnorm un—

richtig bewertet (BSG 14, 50) und rechtswidrig Neurcsen

und ähnliche Leiden von der Anerkennung als Schädigungsf

folge schlechthin ausgeschlossen hat, kann dehingcstcllt

bleiben„ Eine endgültige Entscheidung über den ursäch—

lichen Zusammenhang ist erst nach der unterlassenen Sach—

aufklärung, insbesondere einer sachkundigcn medizinischen

Beurteilung des vorliegenden Falles, möglich„

Der Senat kann nicht in der Sache selbst gemäß dem Sach—

antrag entscheiden, weil der Sachverhalt überhaupt erst

nochaufzukläI-onist (s 170Abs.,2 SGG)‚DasLSGsollte
auch die übrige Revisiohsbegründung und das ergänzende

Vorbringen über weitere Schädigungen beachten° Da der

Kläger eine Verschlimmerung seines Nervenleidens durch

Bombenangriffe und durch Volkssturmdienst nach der

Entlassung sowie durch die Nachkriegsverhältnisse in der
Tschechoslowakei behauptet hat, ist sein Begehren ergänzend
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unter rechtlichen Gesichtspunkten des 5 2 Abs° TBuchst° b
und des @ 5 BVG zu prüfen (vgl° insbesondere BSG 16,
195)„ Über die Erstattung der außergerichtlichen Kosten

des Revisionsverfahrcns ist in der Endentscheidung zu

befinde'n°

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

